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diagnose:funk ist eine unabhängige Umwelt- und Verbraucherschutz-Organisation, die sich seit 2009 für den Schutz vor elektromagne-

tischer Strahlung einsetzt. Dazu klärt diagnose:funk über die gesundheitsschädigenden Wirkungen von Mobilfunk- und WLAN-Strahlung 

auf und fordert zukunftsfähige technische Lösungen für eine gesundheitsverträgliche Telekommunikation. Motto: Technik sinnvoll nutzen! 

Stellungnahme von Diagnose-Funk e.V. 
zum Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Staatsmodernisierung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des TKG und zur Verbesserung  

der  telekommunikationsrechtlichen  Rahmenbedingungen  für  den  TK- 

Netzausbau (TKG-Änderungsgesetz 2026) 
 

Nach Aufforderung durch das Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS)1 

nimmt Diagnose-Funk e.V. im Folgenden Stellung. Diagnose-Funk e.V. (kurz: diagnose:funk) wird im 

Bericht des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung vom 14.2.2023 zur 

Technikfolgenabschätzung „Mögliche gesundheitliche Auswirkungen verschiedener Frequenzberei-

che elektromagnetischer Felder (HF-EMF)“2 als relevanter Stakeholder genannt. 

 

Als Umwelt- und Verbraucherschutzorganisation vertritt diagnose:funk die Interessen von Verbrau-

cher:innen sowie des Umwelt- und Naturschutzes und hat das Mitwirkungs- und Klagerecht gemäß 

§ 3 UmwRG. Daher fügt diagnose:funk den Aspekten Infrastruktur, Wettbewerb und Ausbau des 

BMDS wesentliche natur- und umweltschutzrelevante sowie gesundheits- und verbraucherschutzre-

levante Aspekte hinzu, die das BMDS und später die Bundesregierung, der Bundestag und der Bun-

desrat als staatliche Akteure bei der Gestaltung des Gesetzentwurfs ebenso berücksichtigen sollten. 
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1  https://bmds.bund.de/service/gesetzgebungsverfahren/tkg-aenderungsgesetz-2026 
2  Grünwald R, Revermann C, Riousset P, Deutscher Bundestag (Hrsg.) (2023). Bericht des Ausschusses für Bildung, 

Forschung und Technikfolgenabschätzung: Mögliche gesundheitliche Auswirkungen verschiedener Frequenzberei-
che elektromagnetischer Felder (HF-EMF). https://dserver.bundestag.de/btd/20/056/2005646.pdf 

https://bmds.bund.de/service/gesetzgebungsverfahren/tkg-aenderungsgesetz-2026
https://dserver.bundestag.de/btd/20/056/2005646.pdf
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Zusammenfassung 
 

Im Sinne des Vorsorgeprinzips ist die Reduzierung von Funkstrahlung wichtig, denn Mobilfunkstrah-

lung unterhalb der Grenzwerte kann nach aktueller Studienlage negative biologische Auswirkungen 

auf Menschen, Tiere und Pflanzen haben. Daher sollte das „überragende öffentliche Interesse“ 

beim Ausbau des Mobilfunks nicht gelten für Orte mit empfindlicher Nutzung, an denen sich 

Menschen länger aufhalten sowie für besonders schützenswerte Gebiete des Naturschutzes. 
 

Sogenannte „graue Flecken“ sind für Mobilfunkkunden mit dem falschen Vertrag in der Tasche är-

gerlich. Da der Mobilfunkausbau in den grauen Flecken vermutlich aus betriebswirtschaftlichen Grün-

den zum Erliegen kommt, wäre verpflichtendes National Roaming, also ein Netz für alle, eine 

gute Lösung – sowohl aus Verbrauchersicht als auch zur Einsparung von Ressourcen und Energie. 
 

Das BVerwG begründet für Mobilfunkstrahlung ein vorsorgerelevantes Risikoniveau. Kommunen 

können den Ausbau des Mobilfunks mithilfe eines kommunalen Mobilfunkkonzepts strah-

lungsminimiert steuern. Dies geschieht bislang bundesweit nur selten, weil freiwillig. Wenn das TKG 

den Gemeinden die Erstellung eines kommunalen Mobilfunkkonzepts vorschreibt, kann vorsorgliche 

Strahlungsminimierung zur Maxime des Mobilfunkausbaus werden. 

 

1. Überragendes öffentliches Interesse 

 

Mit dem TKG-ÄndG 2025 hatten die Bundesregierung und der Bundestag das „überragende öffent-

liche Interesse“ bei der Verlegung und Änderung von Telekommunikationslinien ins TKG eingebracht.  

 

Dabei wurde jedoch nicht die Ausschussempfehlung des Bundesrates aus der TKNabeG-Initiative aus 

der Vorgänger-Legislatur von 2024 einbezogen, die folgende Formulierung vorgeschlagen hatte: 

„Satz 23 findet keine Anwendung, soweit die in Satz 3 genannten Gebiete in Naturschutzgebieten, Na-

tionalparken, nationalen Naturmonumenten oder Kernzonen von Biosphärenreservaten liegen.“4 

 

Die aus Natur- und Umweltschutzsicht erheblich abgemilderte Formulierung aus dem Bundesrats-

beschluss lautete: „Satz 2 findet im Rahmen der naturschutzrechtlichen Prüfung keine Anwendung in 

Nationalparken.“5 Doch selbst diese Formulierung, die nur die Nationalparks und damit nur 0,6% der 

Landesfläche betrifft, fand unter der Ampelregierung keinen Eingang ins TKG. 

 

Im vorliegenden Referentenentwurf wird nun jedoch das „überragende öffentliche Interesse“ für den 

Landes- und Bündnisverteidigungsfall ausgenommen. 

 

Daher schlägt diagnose:funk vor, speziell für den Mobilfunk auch den Gesundheits- sowie den 

Umwelt- und Naturschutz von der Schutzgüterabwägung auszunehmen mit der Erweiterung 

des Satzes 4 wie folgt:  

 
3  also: „Die Verlegung und die Änderung von Telekommunikationslinien zum Ausbau von öffentlichen Telekommuni-

kationsnetzen liegen bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 im überragenden öffentlichen Interesse.“ 
4  S. 6, Punkt 4 in https://www.bundesrat.de/drs.html?id=391-1-24 
5  S. 1, Punkt 1 in https://www.bundesrat.de/drs.html?id=391-24%28B%29 

https://www.bundesrat.de/drs.html?id=391-1-24
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=391-24%28B%29
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Die Sätze 2 und 3 sind in den jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen gegenüber den Be-

langen der Landes- und Bündnisverteidigung sowie für den Mobilfunk im Rahmen der naturschutz-

rechtlichen Prüfung in Nationalparken, Naturschutzgebieten, Natura-2000-Gebieten, Kernzo-

nen von Biosphärenreservaten und an Orten mit empfindlicher Nutzung6 nicht anzuwenden. 

 

Der Glasfaserausbau, den diagnose:funk ausdrücklich begrüßt und bereits 2011 in einem Pro-Glas-

faser-Appell7 gefordert hatte, ist davon nicht betroffen. Glasfasernetze können somit beschleunigt 

ausgebaut werden nach dem Motto: Mehr Daten mit weniger Strahlung. 

 

 

Begründung 
 

Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Tierschutz gehören zu den Staatszielen und 

sind in Art. 20a GG festgelegt. Der Gesundheitsschutz ist als Grundrecht in Art. 2 GG als das Recht 

auf Leben und körperliche Unversehrtheit verankert. Der Betrieb von Mobilfunknetzen, also die Aus-

sendung hochfrequenter elektromagnetischer Felder (HF-EMF) konterkariert sowohl das Staatsziel 

des Art. 20a GG als auch das Grundrecht aus Art. 2 GG. Dies zeigt diagnose:funk im Folgenden an-

hand der wissenschaftliche Studienlage zu den nicht-thermischen Effekten unterhalb der Grenzwerte 

der 26. BImSchV. Die TKG-Novelle sollte diese wissenschaftlichen Erkenntnisse anerkennen und als 

Folge einen Weg in Richtung Strahlungsreduzierung bei der mobilen Kommunikation ermöglichen. 

 

 

1.1 Auswirkungen von Mobilfunkstrahlung auf Pflanzen und Tiere 

 

Nationalparks, Naturschutzgebiete, Natura-2000-Gebiete und Kernzonen von Biosphärenreservaten 

dienen dem Schutz der Artenvielfalt. Sie sollen als besonders geschützte Bereiche Tieren und Pflan-

zen ein Refugium bieten. Dieser Schutzgedanke muss auch im TKG für den Bereich des Mobilfunks 

Anwendung finden, denn die im Folgenden exemplarisch genannten Studien zeigen, dass in Labor- 

und Feldversuchen Mobilfunkstrahlung bereits bei Feldstärken, wie sie von Mobilfunkbasisstationen 

ausgehen, zu biologischen Effekten führt. Etwa 160 weitere Studien zu Pflanzen und Tieren und di-

versen Endpunkten sind aktuell in der Studiendatenbank EMF:data gelistet:8 

 

• In der Studie von Ozel et al. (2021)9 wurden die Zahl der Blüten und der produzierten Zapfen 

sowie die Keimfähigkeit dieser Zapfen von Türkischen Kiefern untersucht. Die Bäume wuchsen 

in Entfernungen von 100 Meter bis 800 Meter zu einer Mobilfunkbasisstation. Fazit: In 100 Meter 

Entfernung gab es um den Faktor 11 weniger männliche und weibliche Blüten und um den Faktor 

 
6  Orte mit empfindlicher Nutzung (OMEN) = Orte, an denen sich Personen regelmäßig während längerer Zeit aufhal-

ten, also z.B. Schlaf-, Wohn-, Schul- und Krankenzimmer, Spielplätze, Büros 
7  https://www.diagnose-funk.org/vorsorge-tipps/vorsorgeprinzip-politik/deutschland/forderung-nach-risikoarmer-

mobilfunk-netzstruktur/pro-glasfaser-appell 
8  Einzelstudien: https://www.emfdata.org/de/studienueberblick?&studycategory=2&topiccategory=11&to-

pic=&page=1 
Reviews: https://www.emfdata.org/de/studienueberblick?&studycategory=3&topiccategory=11&topic=&page=1 

9  “Abstract” S. 1 in: Ozel, H B et al. (2021). The effects of base station as an electromagnetic radiation source on flo-
wer and cone yield and germination percentage in Pinus brutia Ten. https://doi.org/10.1007/s42977-021-00085-1 

https://www.diagnose-funk.org/vorsorge-tipps/vorsorgeprinzip-politik/deutschland/forderung-nach-risikoarmer-mobilfunk-netzstruktur/pro-glasfaser-appell
https://www.diagnose-funk.org/vorsorge-tipps/vorsorgeprinzip-politik/deutschland/forderung-nach-risikoarmer-mobilfunk-netzstruktur/pro-glasfaser-appell
https://www.emfdata.org/de/studienueberblick?&studycategory=2&topiccategory=11&topic=&page=1
https://www.emfdata.org/de/studienueberblick?&studycategory=2&topiccategory=11&topic=&page=1
https://www.emfdata.org/de/studienueberblick?&studycategory=3&topiccategory=11&topic=&page=1
https://doi.org/10.1007/s42977-021-00085-1
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7 weniger Zapfen. Nur 33% der in 100 Meter Entfernung gesammelten Samen keimten erfolg-

reich im Gegensatz zu 91% Keimerfolg bei den Samen aus 800 Meter Entfernung zum Mobil-

funkmast. Schlussfolgerung: Je näher am Funkmast (je stärker die Strahlung), umso unfruchtba-

rer sind die Bäume. 

 

• Eine Forschergruppe der TU Darmstadt führte Versuche mit Salatpflanzen durch: Die Studie von 

Tran et al. (2023)10 zeigt, dass die Photosyntheseleistung bei Bestrahlung mit HF-EMF zurück-

geht. Solch ein systemischer Photosyntheserückgang deutet auf Stress auf Zellebene hin. Ein 

weiteres Zeichen für Stress ist, dass die Pflanzen früher Blüten bildeten. Die Leistungsflussdichte 

in den Experimenten entsprach der üblichen Stärke in einem Stadtzentrum. 

 

• In der indischen Studie Sharma et al. (2024)11 wurden Zwiebeln in der Nähe eines Mobilfunk-

mastes an mehreren Standorten untersucht: Die Schädigung durch die Strahlung war nach sie-

ben Tagen deutlich erkennbar: verringerte Wurzellänge (im Vergleich zur Kontrollgruppe) und 

reduzierter Proteingehalt (also Genotoxizität). Außerdem wurde ein erhöhter Gehalt an antioxi-

dativen Enzymen gemessen, was auf die Verstärkung von oxidativem Stress hindeutet. 

 

• Die Bienenexperten an der Landesanstalt für Bienenkunde der Universität Hohenheim (Stuttgart) 

untersuchten in Treder et al. (2025),12 ob die Exposition mit EMF die Blütenbesuchsrate oder 

das Suchverhalten von Honigbienen und Hummeln beeinflussen könnte. Fazit: Hummeln be-

suchten zu 22% seltener Pflanzen, bei denen ein EMF bestand (bzw. 28% häufiger unbestrahlte 

Pflanzen). In einer vorherigen Studie (Treder at al. 2023)13 hatte diese Arbeitsgruppe bereits 

nachgewiesen, dass HF-EMF sich negativ auf die Orientierung von Bienen auswirkt. 

 

• Im Auftrag des Schweizer Bundesamtes für Umwelt (BAFU) stellen Mulot et al. (2022) von der 

Uni Neuchâtel in ihrem Review fest: „Anthropogene NIS [nicht-ionisierende Strahlung; Anm. di-

agnose:funk] stellen eine potenzielle Bedrohung für Arthropodenpopulationen dar, da sie den 

Selektionswert (Fitness), die Fortpflanzung und das Verhalten von Individuen beeinträchtigen.“14 

Die Schlussfolgerung: „NIS wirken eindeutig subletal auf Arthropoden, sowohl auf der Ebene der 

Zellen als auch des Organismus.“15 

 

• Thill et al. (2023) haben alle verfügbaren Insektenstudien im Zusammenhang mit nieder- und 

hochfrequenten EMF in einem systematischen Review und einer Metaanalyse ausgewertet. Fazit: 

„Nicht-thermische biologische Wirkungen von EMF auf Insekten sind im Labor eindeutig nach-

gewiesen.“16 Und: „Diese Erkenntnisse über biologische Wirkungen bei Insekten ab etwa 2 V/m 

 
10  https://doi.org/10.3390/plants12051082 
11  https://doi.org/10.1007/s10661-024-12435-2 
12  https://doi.org/10.1016/j.envpol.2025.126836 
13  https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2023.165211 
14  S. 42 in: Mulot et al. (2022). Wirkung von nichtionisierender Strahlung (NIS) auf Arthropoden, Bericht im Auftrag 

des Bundesamts für Umwelt (BAFU). https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/0b2fNBTjRvdO/wirkung-von-
nichtionisierender-strahlung-auf-arthropoden.pdf 

15  ebd. S. 44 
16  “Abstract“ S. 1 in: Thill et al. (2023). Biological effects of electromagnetic fields on insects: a systematic review and 

meta-analysis. https://www.doi.org/10.1515/reveh-2023-0072; deutsche Version: https://insekten-schuet-
zen.info/wp-content/uploads/2024/03/BEEFI-Studie_DE.pdf 

https://doi.org/10.3390/plants12051082
https://doi.org/10.1007/s10661-024-12435-2
https://doi.org/10.1016/j.envpol.2025.126836
https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2023.165211
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/0b2fNBTjRvdO/wirkung-von-nichtionisierender-strahlung-auf-arthropoden.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/0b2fNBTjRvdO/wirkung-von-nichtionisierender-strahlung-auf-arthropoden.pdf
https://www.doi.org/10.1515/reveh-2023-0072
https://insekten-schuetzen.info/wp-content/uploads/2024/03/BEEFI-Studie_DE.pdf
https://insekten-schuetzen.info/wp-content/uploads/2024/03/BEEFI-Studie_DE.pdf
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implizieren, dass die bestehenden Normen überarbeitet und verschärft werden müssen, um die 

Belange des Naturschutzes und der Tierwelt zu berücksichtigen.“17 

 

Fazit: Mobilfunkstrahlung unterhalb der Grenzwerte kann nach aktueller Studienlage negative bio-

logische Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen, also auf die lebende Umwelt haben. Daher ist jede 

Reduzierung der Strahlung positiv zu bewerten. Internationale Naturschutzzusagen (Natura 2000)18 

gebieten es zudem, dass der Naturschutz ernst genommen wird und sich auch in Gesetzen wie dem 

TKG wiederfindet. Die Nichtanwendung des „überragenden öffentlichen Interesses“ bei der natur-

schutzrechtlichen Prüfung ist daher folgerichtig. Dies verhindert zudem einen juristischen Konflikt 

mit dem Staatsziel aus Art. 20a GG. 

 

 

1.2 Auswirkungen von Mobilfunkstrahlung auf die Gesundheit des Menschen 

 

Hochfrequente elektromagnetische Felder (HF-EMF) werden von der Krebsforschungsagentur (IARC) 

der Weltgesundheitsorganisation (WHO) als „möglicherweise krebserregend“19 eingestuft, basierend 

im Jahr 2011 auf Studien, die ein erhöhtes Risiko für Hirntumore (Gliome) gezeigt hatten. Die Stu-

dienlage hat sich in den letzten 15 Jahren weiterentwickelt, mit inzwischen deutlich mehr Studien, 

die nicht-thermische Effekte, also Gesundheitsschäden bei Strahlungswerten unterhalb der gesetzli-

chen Grenzwerte, zeigen, siehe folgende Grafik.20 

 

 
 

In der Grafik ist die Anzahl neuer Studien pro Jahr über einer Zeitleiste von 1960 bis 2024 aufgetra-

gen. Die orange gefärbte Fläche zeigt die Anzahl der Studien, die biologisch-medizinische Effekte 

durch Funkstrahlung gefunden haben. Diese Studienanzahl überwiegt seit etwa 2010 gegenüber der 

 
17  ebd. S. 10 
18  https://www.bundesumweltministerium.de/themen/naturschutz/gebietsschutz-und-vernetzung/natura-

2000/schutzgebietsnetz-natura-2000 
19  IARC (2011). IARC classifies radiofrequency electromagnetic fields as possibly carcinogenic to humans. 

https://www.iarc.who.int/wp-content/uploads/2018/07/pr208_E.pdf 
20  Abb. 3b, S. 7 in: Weller et al. (2025). A scoping review and evidence map of radiofrequency field exposure and gen-

otoxicity: assessing in vivo, in vitro, and epidemiological data. https://doi.org/10.3389/fpubh.2025.1613353 

Grafik: Weller et al. (2025) 

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/naturschutz/gebietsschutz-und-vernetzung/natura-2000/schutzgebietsnetz-natura-2000
https://www.bundesumweltministerium.de/themen/naturschutz/gebietsschutz-und-vernetzung/natura-2000/schutzgebietsnetz-natura-2000
https://www.iarc.who.int/wp-content/uploads/2018/07/pr208_E.pdf
https://doi.org/10.3389/fpubh.2025.1613353
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Anzahl Studien, die keine Effekte finden (letztere sind v.a. Studien im Auftrag von Telekommunikati-

onsunternehmen21). 

 

Die möglichen gesundheitlichen Auswirkungen sind vielfältig und in unterschiedlichen Zelllinien und 

Organen verschieden stark ausgeprägt, wie Weller et al. (2025) zeigen.22 Die Forschergruppe Bio-

Initiative23 kommt zu ähnlichen Ergebnissen. In der Studiendatenbank EMF:data24 sind über 750 

peer-reviewte und in Fachzeitschriften veröffentlichte Studien gelistet, die biologische Effekte durch 

Funkstrahlung unterhalb der Grenzwerte zeigen. 

 

Im Folgenden werden exemplarisch einige wichtige Studienergebnisse bezüglich der menschlichen 

Biologie aufgelistet, um die Tragweite des Themas Gesundheitsschutz durch Strahlungsreduzierung 

erahnen zu können: 

 

• Klose et al. (2015) schreiben in ihrer Studie im Auftrag des Bundesamtes für Strahlenschutz: Es 

„zeigte sich im ENU-Mausmodell eine tumorpromovierende Wirkung chronischer UMTS-Exposi-

tion in der Lunge und Leber und für das Lymphom.“25 Das bedeutet, dass ein bereits vorhandener 

Tumor schneller wächst, wenn er Mobilfunkstrahlung ausgesetzt wird. 

 

• In der Studie von Falcioni et al. (2018) wurden biologische Effekte durch das sogenannte Fernfeld 

untersucht, also die Feldstärke von einer Mobilfunkbasisstation und damit deutlich unterhalb der 

Grenzwerte. Die Autoren berichten von einem „statistisch signifikanten Anstieg der Häufigkeit von 

Herzschwannomen“, von einem „Anstieg der Häufigkeit von Hyperplasie der Herz-Schwann-Zel-

len“ und von einem „Anstieg der Inzidenz maligner Gliazelltumoren“ 26 (Übersetzung diag-

nose:funk). Diese Studie wird im TA-Bericht als „qualitativ hochwertige“ Studie bezeichnet.27 

 

• Ein von der WHO beauftragter Studienüberblick zum Endpunkt Krebs berichtet von der „Zu-

nahme von aus Gliazellen stammenden Neoplasien“ und von der „statistisch signifikanten Zu-

nahme maligner Schwannome.“ 28 (Übersetzung diagnose:funk) 

 

• Die Studie „Gesundheitliche Auswirkungen von 5G“, 2021 im Auftrag des Ausschusses für 

Technikfolgenabschätzung des EU-Parlaments (Referat Wissenschaftliche Vorausschau STOA) 

 
21  ebd. Abb. 13, S. 22 
22  ebd. Tab. 2, S. 8 
23  https://bioinitiative.org/research-summaries/ 
24  https://www.emfdata.org/de 
25  „Zusammenfassung“ S. 2 in: Klose, M et al. (2015). Tumorpromotion durch hochfrequente elektromagnetische Fel-

der in Kombination mit kanzerogenen Substanzen - synergistische Wirkungen - Vorhaben 3611S30017. http://nbn-
resolving.de/urn:nbn:de:0221-2015031812720 

26  “Abstract” S. 1 in: Falcioni L et al. (2018). Report of final results regarding brain and heart tumors in Sprague-Daw-
ley rats exposed from prenatal life until natural death to mobile phone radiofrequency field representative of a 1.8 
GHz GSM base station environmental emission. https://doi.org/10.1016/j.envres.2018.01.037 
“increase in the incidence of malignant glial tumors” 
“increase in the incidence of heart Schwann cells hyperplasia” 
“increase in the incidence of malignant glial tumors” 

27  siehe Fußnote 2, S. 12 
28  “Abstract” S. 1f in: Mevissen et al. (2025). Effects of radiofrequency electromagnetic field exposure on cancer in 

laboratory animal studies, a systematic review. https://doi.org/10.1016/j.envint.2025.109482 

https://bioinitiative.org/research-summaries/
https://www.emfdata.org/de
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0221-2015031812720
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0221-2015031812720
https://doi.org/10.1016/j.envres.2018.01.037
https://doi.org/10.1016/j.envint.2025.109482
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erstellt, listet zu den Endpunkten Krebs und Fertilität zahlreiche gesundheitlich bedenkliche Stu-

dienergebnisse aus Tier- und Humanstudien auf. In der Zusammenfassung heißt es: „EMF sind für 

den Menschen wahrscheinlich karzinogen, insbesondere in Bezug auf Gliome und Akustikusneu-

rinome“ und „diese  Frequenzen haben eindeutig Auswirkungen auf die männliche und unter Um-

ständen auch auf die weibliche Fertilität. Sie können potenzielle schädliche Wirkungen auf die 

Entwicklung von Embryos, Feten und Neugeborenen haben.“29 

 

• Der Bericht des Deutschen Bundestags zur Technikfolgenabschätzung von Mobilfunkstrah-

lung, veröffentlicht 2023, listet zahlreiche gesundheitsschädliche Erkenntnisse aus Tier- und Hu-

manstudien auf, darunter das erhöhte Tumorrisiko, Verhaltensänderungen, neurodegenerative Er-

krankungen, vermehrte Sauerstoffradikale und die Beeinträchtigung des Schlafs.30 Studien zu Kin-

dern zeigen ebenfalls Schlafprobleme, aber auch eine Beeinträchtigung der kognitiven Leistungs-

fähigkeit und Beschwerden wie Müdigkeit und Kopfschmerzen.31 

 

• Shahin et al. (2015 und 2017)32 zeigen in zwei Studien, dass durch HF-EMF sich das Lern- und 

Erinnerungsvermögen verschlechtert, der hippocampische Stresslevel erhöht, die synaptische 

Plastizität beeinträchtigt sowie Stoffe für Lern- und Gedächtnisprozesse verringert werden. Die 

Strahlungsstärke lag jeweils deutlich unterhalb des gesetzlichen Grenzwertes.33 Dies sind nur zwei 

exemplarische Studien aus dem Bereich kognitiver Auswirkungen von Funkstrahlung. 

 

• Schuermann & Mevissen (2021) kommen in ihrem Review zu oxidativem Zellstress durch Funk-

strahlung im Auftrag des Schweizer Bundesamtes für Umwelt (BAFU) zu folgendem Schluss: „In 

der Mehrzahl der Tierstudien und in mehr als der Hälfte der Zellstudien gab es Hinweise auf ver-

mehrten oxidativen Stress durch HF-EMF und NF-MF [...] sogar im niedrigen Dosisbereich.“34 

 

Zu möglichen gesundheitlichen Auswirkungen schreiben die Autoren: „Vorschädigungen, wie Er-

krankungen (Diabetes, neurodegenerative Erkrankungen), kompromittieren die Abwehrmechanis-

men inklusive die antioxidativen Schutzmechanismen des Organismus. Daher ist zu erwarten, dass, 

 
29  S. III in: Europäisches Parlament, Lenkungsgruppe zur Zukunft von Wissenschaft und Technologie, Referat Wissen-

schaftliche Vorausschau (STOA) (2021). Gesundheitliche Auswirkungen von 5G. https://www.europarl.eu-
ropa.eu/thinktank/de/document/EPRS_STU(2021)690012 

30  siehe Fußnote 2, S. 12 
31  siehe Fußnote 2, S. 14 
32  Shahin et al. (2015). 2.45 GHz Microwave Radiation Impairs Learning and Spatial Memory via Oxidative/Nitrosative 

Stress Induced p53-Dependent/Independent Hippocampal Apoptosis: Molecular Basis and Underlying Mechanism. 
https://doi.org/10.1093/toxsci/kfv205 
Shahin et al. (2017). 2.45-GHz Microwave Radiation Impairs Hippocampal Learning and Spatial Memory: Involve-
ment of Local Stress Mechanism-Induced Suppression of iGluR/ERK/CREB Signaling. https://doi.org/10.1093/to-
xsci/kfx221 

33  Mäuse täglich 2 Stunden mit 0,0146 W/kg bestrahlt; zum Vergleich: gesetzlicher Grenzwert für Ganzkörper-SAR: 
0,08 W/kg 

34  „Fazit“ S. 30 in: Schuermann D & Mevissen M (2021). Gibt es Hinweise auf vermehrten oxidativen Stress durch 
elektromagnetische Felder? Studie im Auftrag des Bundesamtes für Umwelt (BAFU). https://www.bafu.ad-
min.ch/dam/de/sd-web/tGT7DthHcVzh/gibt-es-hinweise-auf-vermehrten-oxidativen-stress-durch-elektromagneti-
sche-felder.pdf 

https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_STU(2021)690012
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_STU(2021)690012
https://doi.org/10.1093/toxsci/kfv205
https://doi.org/10.1093/toxsci/kfx221
https://doi.org/10.1093/toxsci/kfx221
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/tGT7DthHcVzh/gibt-es-hinweise-auf-vermehrten-oxidativen-stress-durch-elektromagnetische-felder.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/tGT7DthHcVzh/gibt-es-hinweise-auf-vermehrten-oxidativen-stress-durch-elektromagnetische-felder.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/tGT7DthHcVzh/gibt-es-hinweise-auf-vermehrten-oxidativen-stress-durch-elektromagnetische-felder.pdf
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wie im Tiermodell beobachtet, bei Individuen mit Vorschädigungen eher Gesundheitseffekte auf-

treten.“35 

 

• Die Studie von Gulati et al. (2024) untersuchte die Langzeitwirkung von Mobilfunk-Basisstatio-

nen auf das menschliche Erbgut in einer ländlichen Region in Deutschland. Die Hälfte der Perso-

nen lebte mindestens 5 Jahre lang in der Nähe eines Mobilfunkmastes (75 bis 160 Meter entfernt, 

Feldstärke bis 0,6 V/m = 1% des gesetzlichen Grenzwerts), die andere Hälfte lebte weiter entfernt 

(490 bis 1.020 Meter). Ergebnisse bei den stärker Bestrahlten: krankhaft veränderte Chromosomen 

(dizentrisch, Fragmente, Chromatid-Lücken). Außerdem erhöhte Schädigung der Zellmembranen 

(Lipidperoxidation); DNA-Einzelstrangbrüche waren signifikant erhöht.36 

 

Fazit: Mobilfunkstrahlung sowohl von Endgeräten als auch von Mobilfunkbasisstationen kann zu 

negativen gesundheitlichen Effekten führen. Oxidativer Zellstress scheint ein Auslöser davon zu sein. 

Die Reduzierung der Strahlenbelastung ist also im Sinne des Vorsorgeprinzips gelebter Gesundheits-

schutz. Daher ist es folgerichtig, an Orten mit empfindlicher Nutzung, an denen sich Menschen län-

gere Zeit aufhalten (Schlaf-, Wohn-, Schul- und Krankenzimmer, Spielplätze, Büros), das „überra-

gende öffentliche Interesse“ speziell für den Ausbau des Mobilfunks nicht anzuwenden. 

 

2. National Roaming 
 

„Eine Stadt stürzt ins Funkloch“37 schrieb tagesschau.de am 26.8.2025. Und weiter: „In Bad Wildbad 

in Baden-Württemberg herrscht seit zwei Monaten Funkstille für Kunden von O2 und Vodafone.“ Bad 

Wildbad ist ein berühmter Kurort im Schwarzwald, der v.a. vom Tourismus und vom Kurbetrieb lebt. 

Hintergrund der Meldung ist, dass ein Funkmast am Schornstein eines Heizkraftwerks abgebaut wor-

den war mit der Folge, dass nur noch Kunden der Telekom Empfang hatten. Bad Wildbad wurde also 

über Nacht zu einem „grauen Fleck“, in dem nicht alle Mobilfunknetze verfügbar sind. Hätte es zu 

dem Zeitpunkt bereits National Roaming gegeben, wäre den Verbraucher:innen viel Stress erspart 

geblieben, weil sie über das weiterhin verfügbare Telekom-Netz (alternativen) mobilen Netzzugang 

gehabt hätten. Die Aufstellung mobiler Basisstationen wäre unnötig gewesen.38 

 

Aus diesem Beispiel kann die Bundespolitik bei der jetzt anstehenden TKG-Novelle lernen: diag-

nose:funk schlägt vor, National Roaming (beispielsweise in einem neuen § 106 b TKG) nach 

einer angemessenen Übergangs- bzw. Verhandlungsfrist von einem Jahr verpflichtend für die 

deutschen Mobilfunknetze einzuführen. Mit der Jahresfrist haben die Mobilfunknetzbetreiber 

(MNO) bis Ende 2027 genügend Zeit, über die Gestaltung der Roaming-Entgelte zu verhandeln. Für 

bereits getätigte Infrastrukturinvestitionen im Mobilfunkbereich können sie untereinander Aus-

gleichszahlungen beanspruchen, denn für die MNO soll sich Roaming natürlich auch betriebswirt-

schaftlich darstellen lassen. 

 

 
35  ebd. 
36  “Abstract” S. 1 in: Gulati et al. (2024). Evaluation of oxidative stress and genetic instability among residents near 

mobile phone base stations in Germany. https://doi.org/10.1016/j.ecoenv.2024.116486 
37  https://www.tagesschau.de/wirtschaft/stadt-ohne-empfang-100.html 
38  https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/karlsruhe/bad-wildbad-stadt-empfang-funkloch-100.html 

https://doi.org/10.1016/j.ecoenv.2024.116486
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/stadt-ohne-empfang-100.html
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/karlsruhe/bad-wildbad-stadt-empfang-funkloch-100.html
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Ziel von National Roaming ist, dass die Netze der MNO wie ein Netz für alle wirken. Beim Gas-, 

Strom-, Telefon- und Straßennetz gibt es auch jeweils nur ein Netz für alle statt getrennter Straßen 

je nach Autohersteller bzw. getrennter Leitungen je nach Gas-, Strom- oder Telefonanbieter. Dies 

sollte aus den nachfolgenden Gründen auch für das Mobilfunknetz in Deutschland möglich sein. 

 

 

Begründung 
 

Die MNO betreiben bereits jetzt an manchen Stellen „Multi Operator Core Networks“ (MOCN),39 of-

fensichtlich aus betriebswirtschaftlichen Aspekten. Doch MOCN werden von der BNetzA für einen 

deutschlandweiten Einsatz nicht präferiert – im Gegensatz zu National Roaming, was die BNetzA in 

einem aktuellen Frequenzverfahren vorschlägt.40 

 

 

2.1 Vorteile für Verbraucher:innen: keine „grauen Flecken“ mehr 

 

Ein wichtiges Ziel bei der TKG-Novelle sollte aus Sicht des Verbraucherschutzes sein, dass soge-

nannte „graue Flecken“ der Vergangenheit angehören. Graue Flecken sind Gebiete, in denen nicht 

alle Mobilfunknetze gleichzeitig verfügbar sind. Dies ist für Mobilfunkkund:innen immer dann ein 

Ärgernis, wenn sie – wie eingangs am Beispiel Bad Wildbad beschrieben – einen Mobilfunkvertrag 

mit einem Anbieter haben, der in diesem Gebiet nicht verfügbar ist. 

 

Der Präsident des Deutschen Landkreistags, Achim Brötel, sagte dazu am 24.12.2024 im Handelsblatt: 

„Wenn wir es schaffen würden, dass Sie mit einem Telekom-Vertrag auch im Vodafone-Gebiet Netz 

haben, obwohl Sie den falschen Vertrag in der Tasche haben, hätte man schon viel gewonnen.“41 

 

Der Anteil der grauen Flecken an der Bundesfläche zum jeweiligen Jahresende: 

• 2022: 18,56%42 

• 2023: 16,0%43 

• 2024: 14,2%44 

• 2025: 13,8%45 (Ausnahme: April 2025) 

 
39  Telekom und Vodafone teilen sich Mobilfunkspektren; https://www.golem.de/news/multi-operator-core-network-

telekom-und-vodafone-teilen-sich-mobilfunkspektren-2203-164047.html 
40  Anhörung zur Anordnung einer kooperativen, gemeinsamen Nutzung von Frequenzen; https://www.bundesnetza-

gentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequen-
zen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/KooperativeMitnutzung.pdf 

41  Handelsblatt / dpa (2024). Landkreise fordern nationales Roaming gegen Mobilfunk-Lücken. https://www.handels-
blatt.com/technik/mobilnetz-landkreise-fordern-nationales-roaming-gegen-mobilfunk-luecken/100096680.html 

42  S. 66 in: Bundesnetzagentur (2023). Jahresbericht Telekommunikation 2022. https://www.bundesnetzagen-
tur.de/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB_TK_2022.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

43  S. 95 in: Bundesnetzagentur (2024). Jahresbericht Telekommunikation 2023. https://data.bundesnetzagen-
tur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Berichte/2023/240515_JB_TK_23_web_barrierefrei.pdf 

44  S. 84 in: Bundesnetzagentur (2025). Jahresbericht Telekommunikation 2024. https://data.bundesnetzagen-
tur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB2024TK.pdf 

45  S. 143 in: Bundesnetzagentur (2025). Tätigkeitsbericht Telekommunikation 2024/2025. https://data.bundesnetza-
gentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Taetigkeitsberichte/2025/TaetigkeitsberichtTK2024-
2025_.pdf 

https://www.golem.de/news/multi-operator-core-network-telekom-und-vodafone-teilen-sich-mobilfunkspektren-2203-164047.html
https://www.golem.de/news/multi-operator-core-network-telekom-und-vodafone-teilen-sich-mobilfunkspektren-2203-164047.html
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/KooperativeMitnutzung.pdf
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/KooperativeMitnutzung.pdf
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/KooperativeMitnutzung.pdf
https://www.handelsblatt.com/technik/mobilnetz-landkreise-fordern-nationales-roaming-gegen-mobilfunk-luecken/100096680.html
https://www.handelsblatt.com/technik/mobilnetz-landkreise-fordern-nationales-roaming-gegen-mobilfunk-luecken/100096680.html
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB_TK_2022.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB_TK_2022.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Berichte/2023/240515_JB_TK_23_web_barrierefrei.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Berichte/2023/240515_JB_TK_23_web_barrierefrei.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB2024TK.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Jahresberichte/JB2024TK.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Taetigkeitsberichte/2025/TaetigkeitsberichtTK2024-2025_.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Taetigkeitsberichte/2025/TaetigkeitsberichtTK2024-2025_.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Taetigkeitsberichte/2025/TaetigkeitsberichtTK2024-2025_.pdf
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Aus den vier Werten lässt sich ansatzweise eine Regression errechnen (siehe nachfolgende Grafik), 

deren asymptotischer Wert im Jahr 2030 noch immer bei ca. 12% graue Flecken liegt – im Gegensatz 

zum Ausbauziel von 0,5% graue Flecken für alle MNO, wie in der BNetzA-Präsidentenkammerent-

scheidung 2025 vorgegeben: „99,5% der Fläche mit einer Übertragungsrate von mindestens 50 

Mbit/s im Downlink.“46 

 

In bergigen Flächenländern (Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz, Thüringen) be-

trägt der Anteil der grauen Flecken durchschnittlich sogar 15-20% der jeweiligen Landesfläche.47 Am 

Beispiel Baden-Württemberg aus dem Jahr 2024 wird zusätzlich der Stadt-Land-Kontrast deutlich: 

„In städtischen Gebieten zählen rund 9 Prozent der Fläche zu diesen grauen Flecken, in ländlichen 

Gebieten sind es etwa 32 Prozent.“48 

 

Dies hat die Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) bereits im Juli 2023 erkannt. Im Ergeb-

nisprotokoll vom 18.07.2023 ist zu lesen: „Die Verbraucherschutzministerinnen, -minister und -

 
46  S. 6 und S. 80 in: Bundesnetzagentur (2025). Entscheidung über die Nichtanordnung eines Vergabeverfahrens und 

Verlängerung von Frequenzen in den Bereichen 800 MHz, 1.800 MHz und 2.600 MHz sowie eine Entschließung zur 
späteren Durchführung eines wettbewerblichen Verfahrens. https://www.bundesnetzagentur.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/Offentliche-
Netze/Mobilfunk/Pr%C3%A4sidentenkammerentscheidung2025.pdf?__blob=publicationFile&v=2 

47  ebd. 
48  S. 4 in: Landtag Baden-Württemberg (2024). Lückenlosen Mobilfunk vorantreiben und National Roaming einführen. 

https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP17/Drucksachen/6000/17_6630_D.pdf 

Grafik: diagnose:funk 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/Pr%C3%A4sidentenkammerentscheidung2025.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/Pr%C3%A4sidentenkammerentscheidung2025.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/Pr%C3%A4sidentenkammerentscheidung2025.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP17/Drucksachen/6000/17_6630_D.pdf
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senatorinnen der Länder stellen fest, dass Infrastruktur-Sharing zur Verbesserung der Mobilfunkver-

sorgung in den ‚grauen Flecken‘ bzgl. Umfang und Geschwindigkeit nicht so vorankommt, wie es aus 

Verbrauchersicht wünschenswert ist. Die Verbraucherschutzministerinnen, -minister und -senatorin-

nen der Länder bitten daher den Bund, Nationales Roaming durch die BNetzA im Rahmen der Er-

messensspielräume, die das Telekommunikationsgesetz eröffnet, einzuführen, um die Zielerreichung 

in der Mobilfunkversorgung zu beschleunigen.“49 

 

Auch die Landesregierung Baden-Württemberg sieht das grundsätzlich so: „National Roaming 

könnte maßgeblich zu einer Beseitigung der ‚grauen Flecken‘ im Mobilfunknetz führen.“50 Zur Bitte 

der VSMK schreibt die Landesregierung als Vorsitz der VSKM 2023 weiter: „Um nationales Roaming 

durchzusetzen, sollte die BNetzA ihre Regulierungsermessen nutzen. Unter anderem kann sie nach 

Ansicht der VSMK eine Dienstanbieterverpflichtung auferlegen. Dadurch würde der ländliche Raum 

aus Sicht des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz bei der Mobil-

funkversorgung gestärkt und die Benachteiligung gegenüber urbanen Zentren gemindert.“51 

 

Industriekunden bekommen bereits seit Jahren Mobilfunkverträge mit National Roaming: Die In-

stallation von Smart Meter (Strom-, Wasser-, Heizungszähler) mit Funkübertragung ist damit unab-

hängig von der jeweiligen Mobilfunkversorgung am Einsatzort. Dazu werden in die Geräte Roaming-

SIMs eingebaut,52 sodass auch in grauen Flecken die Datenübertragung per Funk vom Smart Meter 

zum Messstellenbetreiber problemlos möglich ist. Dies wird von allen MNO offensichtlich akzeptiert. 

 

Alle Endkundengeräte sind für die Absetzung eines Notrufs bereits jetzt Roaming-fähig. Steht das 

Netz des eigenen Vertragsanbieters in grauen Flecken nicht zur Verfügung, kann über die sog. Not-

ruffunktion jedes gerade verfügbare Mobilfunknetz, unabhängig vom eigenen Vertragsanbieter, ge-

nutzt werden, um die Notrufnummer 112 zu erreichen. Dies war auch in Bad Wildbad der Fall – nur 

telefonieren und sonstige mobile Dienste nutzen war nicht möglich mangels National Roaming. 

 

Fazit: Der Mobilfunkausbau scheint in den grauen Flecken zum Erliegen zu kommen, was aus be-

triebswirtschaftlicher Sicht in dünn besiedelten Gebieten nachvollziehbar ist und offensichtlich sogar 

teilweise in Städten zutrifft. Aus Sicht des Verbraucherschutzes ist National Roaming, also ein Netz 

für alle, die beste und schnellste Lösung, zuverlässig alle grauen Flecken zu vollversorgten Flecken 

zu wandeln. Das sieht auch die Verbraucherschutzministerkonferenz der Länder so. National Ro-

aming könnte im neuen TKG (z.B. in einem neuen § 106 b) wie folgt gestaltet werden: 
 

• Nach einer Übergangs- bzw. Verhandlungsfrist von einem Jahr verpflichtend in allen Netzen. 

• Für alle Marktteilnehmer zu den gleichen Wettbewerbsbedingungen, mit Ausgleichszahlungen für 

bereits geleistete Vorleistungen wie z.B. Infrastrukturaufbau. 

• Für alle Verbraucher:innen mit dem Effekt einer besseren Verfügbarkeit mobiler Dienste. 

 
49  S. 72, Punkt 6 in: Ministerium für Ernährung, ländlichen Raum und Verbraucherschutz (2023). Ergebnisprotokoll der 

19. Sitzung der Verbraucherschutzministerkonferenz am 30. Juni 2023 in Konstanz. https://www.verbraucher-
schutzministerkonferenz.de/documents/ergebnisprotokoll-19-vsmk_oeffentlich_18-07-2023.pdf 

50  siehe Fußnote Fehler! Textmarke nicht definiert. 
51  ebd. S. 10 
52  z.B. https://www.bluemetering.de/leistungen/datenuebertragung/ 

oder https://www.netze-odr.de/zaehler/intelligente-messsysteme 
oder https://iotusecase.com/en/solution-examples/smart-meter-gateways-connectivity-and-control-via-mobile-
communications/ 

https://www.verbraucherschutzministerkonferenz.de/documents/ergebnisprotokoll-19-vsmk_oeffentlich_18-07-2023.pdf
https://www.verbraucherschutzministerkonferenz.de/documents/ergebnisprotokoll-19-vsmk_oeffentlich_18-07-2023.pdf
https://www.bluemetering.de/leistungen/datenuebertragung/
https://www.netze-odr.de/zaehler/intelligente-messsysteme
https://iotusecase.com/en/solution-examples/smart-meter-gateways-connectivity-and-control-via-mobile-communications/
https://iotusecase.com/en/solution-examples/smart-meter-gateways-connectivity-and-control-via-mobile-communications/
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2.2 Einsparung von Ressourcen und Energie 

 

„1&1 rüste nach eigener Darstellung weiterhin einen großen Teil neuer Standorte mit Lowband-An-

tennen aus“53 schreibt das Portal inside-digital.de. Doch gerade die Einführung von National Ro-

aming würde in der Praxis bedeuten, dass nicht alle MNO jeweils eigene zusätzliche Infrastruktur für 

ihre eigenen Netze aufbauen müssten, um in grauen Flecken oder im Fall von 1&1 in Ausbaugebieten 

Sprachdienste und mobiles Internet anzubieten. Es würde ausreichen, wenn sich die Endgeräte der 

Kund:innen mit einem Mobilfunknetz (egal von welchem MNO) verbinden könnten, um die ausrei-

chende Versorgung sicherzustellen. In vielen Fällen wäre dafür auch nur eine Basisstation nötig. 

 

Zur Abschätzung der energiebedingten Relevanz: Eine einzelne (zusätzliche) Mobilfunkbasisstation, 

die mit 2G, 4G und 5G bestückt ist, benötigt etwa 10 kW.54 Das ist so viel wie etwa 30 Haushalte 

verbrauchen.55 Wenn der Bau und Betrieb solcher zusätzlichen Installationen, die bei National Ro-

aming nicht nötig wären, vermieden werden kann, ist das jedes Mal ein Gewinn für den Klima- und 

Ressourcenschutz. 

 

Auf der Webseite der Friedrich-Ebert-Stiftung schreibt Prof. Dr. Maja Göpel, Politökonomin, Exper-

tin für Klimapolitik und ehem. Generalsekretärin des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung 

Globale Umweltveränderungen (WBGU): „Die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft orien-

tiert sich bislang kaum an Nachhaltigkeitszielen. […] bislang wirkt der digitale Wandel eher als Brand-

beschleuniger für nicht-nachhaltige Entwicklungen – und das ist ganz und gar nicht smart.“56 

 

Der Technikfolgenausschuss des Deutschen Bundestages hat im Juli 2022 den Bericht „Energie-

verbrauch der IKT-Infrastruktur“ publiziert. Darin heißt es: „Die Annahmen für das Worst-Case-Sze-

nario scheinen weiterhin plausibel, sodass ein Anstieg des Energiebedarfs auf maximal 58,5 TWh/a 

für 2030 [von 23,3 TWh/a in 2020, also 2,5 mal so viel; Anm. diagnose:funk] denkbar erscheint.“57 

 

Auf die einzelnen Anwendungsbereiche heruntergebrochen heißt es im TA-Bericht weiter: „Das An-

wendungsfeld der privaten Internet- und digitalen Mediennutzung gilt als wichtiger Treiber für das 

Ansteigen des IKT-bedingten Energiebedarfs. Dieser setzt sich aus dem Energieverbrauch der End-

geräte, die in privaten Haushalten in Deutschland in enormer Zahl im Einsatz sind (u. a. Fernsehge-

räte, Spielekonsolen, Geräte für den digitalen Audioempfang), sowie den durch die Nutzung indu-

zierten Energieverbrauch in Rechenzentren und Übertragungsnetzen zusammen. Aber nicht nur die 

Nutzung, sondern auch die sehr energieintensive Herstellung der elektronischen Geräte [hier: der 

zusätzlichen Server, Leitungen, Übertragungstechnik; Anm. diagnose:funk] trägt in erheblichem Um-

fang zum Energieverbrauch bei.“58 

 
53  https://www.inside-digital.de/news/mobilfunker-spricht-klartext-wir-wollen-kein-roaming-wir-wollen-frequenzen 
54  ebd. 
55  bei 3.000 kWh/Jahr, siehe https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-haus-

halte/Tabellen/stromverbrauch-haushalte.html 
56  Göpel M, Pilardeaux B (2019). Ganz und gar nicht smart. https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oe-

kologie/artikel/ganz-und-gar-nicht-smart-3776/ 
57  S. 27 in: Grünwald R, Caviezel C (2022), Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) 

(Hrsg.). Energieverbrauch der IKT-Infrastruktur. Endbericht zum TA-Projekt. https://publikationen.biblio-
thek.kit.edu/1000151164 

58  ebd. S. 16 

https://www.inside-digital.de/news/mobilfunker-spricht-klartext-wir-wollen-kein-roaming-wir-wollen-frequenzen
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-haushalte/Tabellen/stromverbrauch-haushalte.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-haushalte/Tabellen/stromverbrauch-haushalte.html
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/ganz-und-gar-nicht-smart-3776/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/ganz-und-gar-nicht-smart-3776/
https://publikationen.bibliothek.kit.edu/1000151164
https://publikationen.bibliothek.kit.edu/1000151164
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Der Thinktank World Future Council schreibt: „Es ist extrem wichtig, dass der Globale Norden seine 

Energienachfrage nicht für viele verschwendende Anwendungen steigen lässt, deren Wohlstandsver-

mehrungen eher im Bereich des Luxus- und Bequemlichkeitskonsum liegen.“59 Konkret: „Vom lau-

fenden Betrieb der digitalen Infrastrukturen geht die Gefahr eines noch größeren Energieverbrauchs-

anstiegs aus.“60 Das verbindet er mit einer politischen Forderung: „Nicht alles, was technisch machbar 

ist, muss auch umgesetzt werden [...] Neue Technologien, die zu einem Anstieg des Energiever-

brauchs führen, müssen von der Energieverbrauchsfolgenabschätzung identifiziert und gegebenen-

falls bestmöglich verhindert werden können.“61 Parallel betriebene, teilausgelastete Mobilfunknetze 

verbieten sich also. 

 

Schon 2019 warnte der Wissenschaftliche Beirat für Globale Umweltveränderungen der Bun-

desregierung (WBGU) vor einem explodierenden Energieverbrauch und forderte ein Gegensteuern: 

„Digitalisierung kann ohne klare Rahmenbedingungen als Brandbeschleuniger des steigenden Ener-

gie- und Ressourcenbedarfs sowie der Treibhausgasemissionen wirken.“62 

 

Das Umweltbundesamt (UBA) konkretisiert diesen Gedanken: „Wenn Mobilfunkbetreiber Standorte 

und Geräte gemeinsam nutzen, spart das Energie und Ressourcen, weil Technik nicht doppelt bereit-

gestellt und betrieben werden muss. Darüber hinaus verbessert es den Netzzugang für alle Nut-

zer*innen.“63 Und: „Der Ausbau von Mobilfunknetzen soll schlank und ressourceneffizient erfolgen, 

mit reduzierter mehrfacher Funkabdeckung der gleichen Regionen durch unterschiedliche Anbieter. 

Dazu sollen für Mobilfunknetze einheitliche und faire Netznutzungsentgelte eingeführt werden, die 

ein nationales Roaming ermöglichen.“64 

 

Fazit: Sowohl die vom WBGU geforderten „klaren Rahmenbedingung“ als auch die vom UBA formu-

lierten „politischen Handlungsempfehlungen“ resultieren in der Forderung nach der Einführung von 

National Roaming. Dies würde außerdem bedeuten: Keine parallel betriebenen, teilausgelasteten 

Mobilfunknetze und weniger Neubau von Basisstationen, nur um den Kund:innen eigenes Netz an-

bieten zu können. National Roaming wirkt wie ein Netz für alle. Die umweltpolitisch positive Folge: 

Weniger Ressourcen- und Energieverbrauch für Ausbau und für den Betrieb des gemeinsam genutz-

ten Mobilfunknetzes. 

  

 
59  S. 36 in: Kroll M (2021). Wie kann das verbliebene CO2-Budget gerecht auf die Weltbevölkerung aufgeteilt werden? 

Zur Problematik zusätzlicher globaler Energieverbräuche bei begrenztem CO2-Budget und endlichen Ressourcen. 
https://web.archive.org/web/20211115105244/https://www.worldfuturecouncil.org/wp-content/uplo-
ads/2021/11/Kroll_Wie-kann-das-verbliebene-CO2-Budget-gerecht-auf-die-Weltbevo%CC%88lkerung-aufgeteilt-
werden_web-version.pdf 

60  ebd. S. 19 
61  ebd. S. 21 
62  „Handlungsempfehlungen“ S. 378 in: WBGU – Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltver-

änderungen (2019): Unsere gemeinsame digitale Zukunft. https://www.wbgu.de/de/publikationen/publikation/un-
sere-gemeinsame-digitale-zukunft 

63  „Ausbau von Breitband- und Mobilfunknetzen“, Abschnitt 2.2, S. 7 in: Köhn M, Gröger J, Stobbe L / Umweltbundes-
amt (Hrsg.) (2020). Energie- und Ressourceneffizienz digitaler Infrastrukturen: Ergebnisse des Forschungsprojektes 
„Green Cloud-Computing“. https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/poli-
tische-handlungsempfehlungen-green-cloud-computing_2020_09_07.pdf 

64  ebd. „Politische Handlungsempfehlungen“, Abschnitt 2.2, S. 1 

https://web.archive.org/web/20211115105244/https:/www.worldfuturecouncil.org/wp-content/uploads/2021/11/Kroll_Wie-kann-das-verbliebene-CO2-Budget-gerecht-auf-die-Weltbevo%CC%88lkerung-aufgeteilt-werden_web-version.pdf
https://web.archive.org/web/20211115105244/https:/www.worldfuturecouncil.org/wp-content/uploads/2021/11/Kroll_Wie-kann-das-verbliebene-CO2-Budget-gerecht-auf-die-Weltbevo%CC%88lkerung-aufgeteilt-werden_web-version.pdf
https://web.archive.org/web/20211115105244/https:/www.worldfuturecouncil.org/wp-content/uploads/2021/11/Kroll_Wie-kann-das-verbliebene-CO2-Budget-gerecht-auf-die-Weltbevo%CC%88lkerung-aufgeteilt-werden_web-version.pdf
https://www.wbgu.de/de/publikationen/publikation/unsere-gemeinsame-digitale-zukunft
https://www.wbgu.de/de/publikationen/publikation/unsere-gemeinsame-digitale-zukunft
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/politische-handlungsempfehlungen-green-cloud-computing_2020_09_07.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/politische-handlungsempfehlungen-green-cloud-computing_2020_09_07.pdf
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3. Kommunale Mobilfunkkonzepte 
 

Mit der Überarbeitung des § 127 und der Ergänzung durch § 127a TKG versucht der Referentenent-

wurf, den Ausbau auch der Mobilfunknetze im Bereich der Verwaltungsvorschriften zu beschleuni-

gen. Gleichzeitig gibt § 7a der 26. BImSchV den Kommunen das Recht, beim Ausbau der Mobil-

funkinfrastruktur im sogenannten Dialogverfahren auf Augenhöhe mitzuentscheiden, also z.B. Alter-

nativstandorte für Mobilfunkbasisstationen (meist auf der Grundlage von Gutachten) vorzuschlagen. 

 

Mastposition laut MNO-Antrag erste alternative Mastposition zweite Alternative: im Vergleich 

  zum Antrag des MNO nur noch 

  max. 7 % Immission 

 
Bilder aus dem Gutachten für Pliezhausen (bei Tübingen), Ortsteil Rübgarten, Dipl.-Ing. Dietrich Ruoff, elektrosmogfrei.de 

 

An den oben gezeigten Bildern ist schnell erkennbar, dass durch die Einschaltung eines Gutachters 

und unter der Maßgabe der Strahlenminimierung durch die Gemeinde die Immissionssituation er-

heblich abgemildert werden konnte durch Wahl der zweiten Alternativposition für die Mobilfunkba-

sisstation. Dieses Vorgehen der Gemeinden wird als kommunales Mobilfunkkonzept bezeichnet. 

 

diagnose:funk schlägt vor, dass z.B. in einem zusätzlichen § 127b TKG die MNO und die Ge-

meinden dazu verpflichtet werden, beim Mobilfunkausbau auch die Maßgabe der Strahlenmi-

nimierung anzuwenden und dafür ein entsprechendes kommunales Mobilfunkkonzept aufzu-

stellen. Für bestehende Anlagen sollten die MNO und die Gemeinden dies nach und nach ebenso 

anwenden, um extreme Immissionssituationen zu entschärfen. 

 

Dieser Vorschlag generalisiert bereits geltendes Recht. Er ermöglicht und fördert so den Immissions-

schutz für die Bevölkerung und die Natur in allen Gemeinden statt nur in Gemeinden, in denen in-

formierte Bürger:innen und/oder Lokalpolitiker:innen das Thema aktiv in die Hand nehmen: Gleiche 

Anwendung bestehenden Rechts für alle und bundesweit. 

 

  



 

S e i t e  15 | 17 

Begründung 
 

Das Dialogverfahren hat sich in der Praxis inzwischen bewährt, um eine strahlungsminimierte Mobil-

funkversorgung in Gemeinden zu realisieren. Voraussetzung ist jedoch bislang, dass die Gemeinde 

sich zuvor zu diesem Thema informiert und rechtzeitig eingebracht hat. Das ist leider nur sehr selten 

der Fall. Meist wird von kommunaler Seite dem Thema der strahlungsminimierten Mobilfunkversor-

gung keinerlei Beachtung geschenkt – teilweise sicher auch aufgrund von tendenziösen sowie halb- 

und unrichtigen Informationen.65 Doch die in Kapitel 2 dieser Stellungnahme aufgezeigte Studien-

lage zu Auswirkungen der Mobilfunkstrahlung unterhalb der gesetzlichen Grenzwerte auf Pflanzen, 

Tiere und die menschliche Gesundheit (sogenannte nicht-thermische Effekte) sollte Anlass sein, das 

Thema Strahlungsminimierung beim Mobilfunkausbau in den Gemeinden im Sinne des Vorsorge-

prinzips auch in die TKG-Novelle einzubetten. 

 

Die Dissertation „Kommunale Mobilfunkkonzepte im Spannungsfeld zwischen Vorsorge und 

Versorgung“ (2022)66 von Anja Brückner ist eines der umfangreichsten aktuellen Rechtsgutachten 

zu den Rechten und Pflichten der Gemeinden. Brückner fordert, Forschungsergebnisse zu nicht-ther-

mischen Wirkungen aus der Risikobewertung nicht länger auszuklammern und appelliert an den Ge-

setzgeber: „Sowohl die zahlreichen Studien und Forschungen im Bereich des Mobilfunks als auch die 

Gegenwärtigkeit eines ‚vorsorge relevanten Risikoniveaus‘ belegen eindeutig die Notwendigkeit ei-

ner staatlichen Schutzpflicht“.67 

 

Das Urteil des BVerwG zur gemeindlichen Standortplanung für Mobilfunkanlagen68 vom 

30.8.2012 sagt zum Thema Mobilfunkstrahlung und Gesundheit: „nach einem Bericht des Bundes-

amts für Strahlenschutz [besteht] noch weiterer Forschungsbedarf. [...] [Das] rechtfertige es, im Zu-

sammenhang mit Mobilfunk bestehende Besorgnisse weiterhin auch dem ‚vorsorgerelevanten Risi-

koniveau‘ zuzuordnen.“69 Das bedeutet, dass für Funkstrahlung das Vorsorgeprinzip anzuwenden ist. 

 

Der Bedarf an weiterem Forschungsbedarf trifft auch im Jahr 2026 noch zu, denn laut Forschungs-

programm des BfS für den Planungszeitraum 2022-2026 „ist weitere Forschung i) zur Charakterisie-

rung der Exposition, ii) zu möglichen biologischen und gesundheitsrelevanten Wirkungen [...] not-

wendig“.70  

 

Die anerkannte Toxikologin und Autorin wichtiger Studien Prof. Dr. Meike Mevissen von der Uni-

versität Bern bestätigt dies in einem aktuellen Interview: „Ein Mechanismus für die Wirkung der 

 
65  „Mobilfunkstrahlung: Leitfaden zum Thema 5G für Kommunen“ in der Zeitschrift „Kommunal“, dem Organ des 

Deutsche Städte- und Gemeindebund; https://kommunal.de/mobilfunkstrahlung-leitfaden 
 
Broschüre „Infobaukasten Mobilfunk 4/4, rechtlicher Rahmen“, herausgegeben vom Informationszentrum Mobil-
funk, dem Deutschen Städtetag, dem Deutschen Landkreistag und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund; 
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/wp-content/uploads/2024/05/IZMF_Broschuere_Rechtlicher-
Rahmen_A4-1.pdf 

66  https://www.peterlang.com/document/1216150 
67  ebd. S. 46 
68  https://www.bverwg.de/de/300812U4C1.11.0 
69  ebd. Grund 20 
70  S. 35, Abschnitt 7.1 in http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0221-2022031531827 

https://kommunal.de/mobilfunkstrahlung-leitfaden
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/wp-content/uploads/2024/05/IZMF_Broschuere_Rechtlicher-Rahmen_A4-1.pdf
https://www.informationszentrum-mobilfunk.de/wp-content/uploads/2024/05/IZMF_Broschuere_Rechtlicher-Rahmen_A4-1.pdf
https://www.peterlang.com/document/1216150
https://www.bverwg.de/de/300812U4C1.11.0
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0221-2022031531827
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Strahlung auf die menschliche Gesundheit wurde bisher noch nicht identifiziert. Daran arbeiten wir 

und untersuchen mögliche Wirkungen auf den menschlichen Körper, die relevant für die Gesundheit 

sind.“71 Und weiter: „wir kennen die Risiken noch zu wenig.“72 

 

Das Bundesumweltamt (UBA) schreibt zur Vorsorge, die das BVerwG-Urteil (siehe oben) anmahnt: 

„Sie soll verhindern, dass Gefahren für die Umwelt überhaupt erst entstehen. Das Vorsorgeprinzip 

leitet uns also dazu an, frühzeitig und vorausschauend zu handeln, um Belastungen der Umwelt zu 

vermeiden. Die beiden Dimensionen des Vorsorgeprinzips sind Risikovorsorge und Ressourcenvor-

sorge.“ 73 Beide Dimensionen treffen auf den Ausbau des Mobilfunks zu, siehe auch Kapitel 1.1, 1.2 

und 2.2 dieser Stellungnahme. Zur Anwendung des Vorsorgeprinzips schreibt das UBA weiter: „Das 

Vorsorgeprinzip ist Leitlinie der Umweltpolitik auf der deutschen, der EU- und der internationalen 

Ebene. Es spielt als solche eine zentrale Rolle bei umweltpolitischen Entscheidungen.“74 

 

In welchen Bereichen soll das Vorsorgeprinzip bezüglich Funkstrahlung angewendet werden? Brück-

ner wird hier konkret, was die Kommunen betrifft: Da durch die fortschreitende Digitalisierung „eine 

unüberschaubare Anzahl an Menschen elektromagnetischer Strahlung ausgesetzt ist, macht die Er-

forderlichkeit einer schutzpflichtkonformen Auslegung des § 22 BImSchG im Sinne einer generellen 

vorsorgepflichtigen Norm noch deutlicher. Eine […] generelle Vorsorgepflicht sowohl hinsichtlich 

thermischer, als auch athermischer75 Effekte der Mobilfunkstrahlung – für Gemeinden im Rahmen 

der Bauleitplanung – ist somit verhältnismäßig und notwendig“.76 Die Gemeinde hat „gerade hin-

sichtlich junger Menschen aufgrund potentiell erhöhter Elektrosensibilität und Schutzbedürftigkeit 

einen verfassungsrechtlichen Schutzauftrag, der eine Vorsorge bei der Planung umfasst und ver-

langt“.77 

 

Konkret benennt Brückner in Bezug auf Hochfrequenzanlagen als „empfindliche Orte“ bzw. als „sen-

sible Einrichtungen“: „Kindertagesstätten und Schulen“ sowie „Wohneinrichtungen“.78 Krankenhäuser 

und Spielplätze wären (analog zu § 4, 26. BImSchV) noch zu ergänzen. 

 

Das bereits zitierte Urteil des BVerwG zur gemeindlichen Standortplanung für Mobilfunkanlagen79 

benennt auch die Möglichkeit, dass eine Gemeinde das Versorgungsziel des MNO beim Bauantrag 

für eine einzelne Mobilfunkbasisstation hinterfragen kann („angemessene und ausreichende Mobil-

funkversorgung“80 vs. maximale Versorgung). Sie kann den Bau einer Mobilfunkbasisstation in ihrer 

räumlichen Zuordnung festsetzen81 und unter Umständen auch ganz ausschließen.82 Brückner 

 
71  https://www.infosperber.ch/politik/schweiz/unsere-forschung-wurde-behindert/ 
72  ebd. 
73  https://www.umweltbundesamt.de/vorsorgeprinzip 
74  ebd. 
75  athermisch = nicht-thermisch 
76  siehe Fußnote 66, S. 66 
77  ebd. S. 132 
78  ebd. S. 132 
79  siehe Fußnote 68 
80  ebd. Grund 21, siehe auch Grund 14 
81  ebd. Grund 17 
82  ebd. Gründe 14, 24 

https://www.infosperber.ch/politik/schweiz/unsere-forschung-wurde-behindert/
https://www.umweltbundesamt.de/vorsorgeprinzip
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bestätigt dies und führt feinplanerische Eingriffe sowie besondere städtebauliche Gründe i.S.d. § 1 

Abs. 9 BauNVO an.83 

 

Durch ein kommunales Mobilfunkkonzept können Gemeinden ihrer Schutzaufgabe durch Vorsorge 

Rechnung tragen: „Den größtmöglichen Schutz erreicht eine Gemeinde durch ein kommunales Mo-

bilfunkkonzept mit ausgewiesenen Alternativstandorten und den Ausschluss gewisser Gebiete im 

Bebauungsplan“.84 

 

Durch die Wahl immissionsarmer Standorte für Mobilfunkbasisstationen durch die MNO oder durch 

ein kommunales Mobilfunkkonzept können das Vorsorgeprinzip und die angemessene Mobilfunk-

versorgung der Bevölkerung in Einklang gebracht werden. 

 

Fazit: Das BVerwG begründet für Mobilfunkstrahlung ein vorsorgerelevantes Risikoniveau. Im Sinne 

des Vorsorgeprinzips sollte daher der Ausbau des Mobilfunks unter dem Gesichtspunkt der Strah-

lungsminimierung reguliert werden. Kommunen können dies mithilfe eines kommunalen Mobilfunk-

konzepts tun. Dies geschieht bislang bundesweit nur selten, weil freiwillig. Wenn das TKG den Ge-

meinden jedoch die Erstellung eines solchen kommunalen Mobilfunkkonzepts vorschreibt bzw. die 

MNO zur Wahl immissionsarmer Standorte verpflichtet, wird bundesweit sichergestellt, dass die hier 

vorgetragenen Erkenntnisse zur möglichen Schädlichkeit von Funkstrahlung beachtet und vorsorgli-

che Strahlungsminimierung zur Maxime des Mobilfunkausbaus werden. 

 

 

Stuttgart, 27.3.2026 

 

 
 

Jörn Gutbier 

Erster Vorsitzender Diagnose-Funk e.V. 

 
83  siehe Fußnote 66, S. 134 
84  ebd. S. 113 


